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arüber hinaus die subjektiven Ursachen mancher Ver- den mussen, 1St ıne Selbstverständlichkeit. Zuzugeben 1St
argerungen un Gegenposıtionen, Uneinheitlichkeit auch, dafß die Kirchen die Notwendigkeit einer geschickten
der Hebesätze, ungenügende Oftentlichkeitsarbeit über „Werbung“ offensichtlich noch nıcht genügend erkannt
das kirchliche Fınanz- un: Haushaltswesen, beseltigt WOI- haben

Was z ird A4AUS$S der Grundschule 2
Nach dem 7zweıten Weltkrieg wurden 1n tast allen Can tünfziıg Jahren den Zustand un das Bewulßetseıin der Ge-
dern Luropas grundlegende Bildungsreformen durchge- sellschaft un! des Staates verändert haben“, un „dıe
tührt In der Bundesrepublik Deutschland dagegen stand Prägungen weıthin festgehalten At die Aaus-
zunächst der Wiederaufbau des Schulsystems 1M Vorder- Ne  3 gyelst1gen, wirtschaftlichen un: polıtischen Verfassun-
grund. Dabeji Orıentierte iINnan sıch ın Fragen der Schul- SCIL stammen“ (Gesamtausgabe 58)
Organısatıon, der Lehrplangestaltung un der didaktisch- In dem bereits erwähnten „Rahmenplan Z Umgestal-
methodischen Konzeption Schulsystem der Weımarer Lung un Vereinheitlichung des allgemeinbildenden öftent-
eit YSTt se1it Ende der fünfziıger Jahre zeichnen sıch lichen Schulwesens“ des Deutschen Ausschusses für das
NECUE Entwicklungen Ab, die jedoch abgesehen VO  a} der Erziehungs- un:! Bıldungswesen VO Februar 1959
ausschlief{fslich auf die Schulorganisation bezogenen Ge- wiıird ıne ınternatıonalen Entwicklungen Orlentierte
samtkonzeption des Deutschen Auss:  uUusSsses tfür das Er- Neuorganısatıon des deutschen Schulwesens
zıehungs- un Bildungswesen 1m „Rahmenplan ZuUur Um- vorgeschlagen. Dieser „Rahmenplan“ löste ine Diskus-
gestaltung un Vereinheitlichung des allgemeinbildenden S10N über Bıldungs- un Schulretorm 1n bisher nıcht -
öftentlichen Schulwesens“ VO Februar 1959 (in kanntem Ma{iß AaUS, die sıch jedoch A Hauptsache iın
Empfehlungen un Gutachten des Deutschen Auss:  usses Fachkreisen abspielte (vgl hiıerzu D die usammen-
für das Erziehungs- un! Bildungswesen fassung der Diskussionen ZAuh „Rahmenplan“ sSOW1e die
Gesamtausgabe, Stuttgart, Klett 1966, 59—119) Ur Stellungnahme un AÄAntwort des Deutschen Auss  USSes
Reformen UVO:  S Teilgebieten betreften. SO wurde 1n VO 60; Gesamtausgabe 117—220). Die breite
der Saarbrücker Rahmenvereinbarung, einem Abkommen Ofentlichkeit wurde YST 1964 durch ıne Artikelserie 1in
der Kultusminister-Konferenz VO September 1960, „Christ un: Welt“ dem Titel „  1€ deutsche Bıl-
die Neuordnung der zymnasıalen Oberstufe beschlossen; dungskatastrophe“ arlarmiert, 1n der Picht die „BC'

rolgten 1ne Reihe anderer Reformen: A die Zusam- darfsteststellung OO der Kultusminister un
menfassung leiner un wen1g gegliederter Schulen verschiedene Schulstatistiken analysıerte un: auf die ta-
Mittelpunktschulen, wodurch eın Rückgang der einklassı- talen Konsequenzen, nämlich den totalen Zusammen-
SCmHn Volksschulen ewirkt wurde; 1n allen Ländern der bruch des Bildungswesens 1n nächster Zukunft, hinwies.
Bundesrepublik die Umgestaltung der Volksschuloberstufe (Dıie Artikelserie erschien auch 1mM Oktober 1965 als dtv-
Z Hauptschule; ebentalls 1n allen Ländern Einführung Taschenbuch Nr 349 dem Titel „Die eutsche Biıl-
eines neuntfen Schuljahres; Neuregelung des Übertritts ın dungskatastrophe“.) Das Fazıt VO Pichts Untersuchun-
dıe höhere Schule durch Einführung Übergangs- sCcn lautete, „dafß das Erziehungs- un Bildungswesen der
verfahren (Probeunterricht, Förderstuten Hauptschu- Bundesrepublık be] weıtem nıcht mehr 1n der Lage 1St;
len, Eıngangs- un! Beobachtungsstufen Realschulen un: den Bedartf uUuNseTfTer Gesellschaft qualifizierten Nach-
Gymnasıen, Stütz- un Förderkurse für Kinder MmMi1t An- wuchskräften decken un! den durchschnittlichen Bil-
passungsschwierigkeiten). Fragen der grundlegenden Neu- dungsstand uUNsSeCICS5 Volkes autf einem Nıveau halten,
gestaltung des mM Schulwesens wurden jedoch das dem Standard des zwanzıgsten JTahrhunderts ent-
mıiıt Ausnahme der bereits erwähnten schulorganısatorI1- spricht“ S 17
schen Fragen außer acht gelassen. Dıie Anerkennung Das Schulwesen der Bundesrepublik 1m Vergleich den
einıger Teilretormen un: ihrer posıtıven Auswırkungen europäischen Nachbarstaaten WTr auch Thema der 100
konnte nıcht darüber hinwegtäuschen, daß das eutsche Plenarsıtzung der Kultusminister-Konterenz 1m März
Bildungswesen den Anforderungen der tortschreitenden 1964 Es wurde gefordert, das deutsche Schulwesen die
wiırtschaftliıchen un: gesellschaftlıchen Entwicklung nıcht technische un! gesellschaftliche Entwicklung ANZUPASSCHHI,
gewachsen War und auch nıcht durch die Beseitigung 1N1- VOILI allem 1mM Interesse einer IN  11 Verflechtung MITt den
SCr oftensichtlicher MiıfSstände adäquat die Bedürfnisse Nachbarstaaten 1in der EW un! 1m Kuroparat. An-
un: Ertordernisse eines hochentwickelten Industriestaates für einen solchen Anschlufß des westdeutschen
angepalst werden konnte. das internationale Schulwesen vıngen un!: gehen auch

heute noch esonders C}  ; der ECD un der UNESCO
Die ersien Reformbestrebungen Aaus (vor allem 1mM Hınblick auf die Bildungsplanung und

-finanzierung)
Darauft wı1es der Deutsche Ausschufß für das Erziehungs- Dıie politischen Parteıen un die Regierung der BRD
un Bıldungswesen bereits 1n selner Empfehlung VO verhielten sıch Jange eıt S! als ob den oft zıtlierten und

Juni 1954 hın C2Zu der Entschließung der Mınıster- vieltach dargestellten „Bildungsnotstand“ Deutschlands
präsıdenten VO un: Februar 1954° Gesamtausgabe nıcht gäbe. TSt 1mM März 1964 befaßten sıch die polıiti-

un wiederholt in seiner „Stellungnahme ZU schen remıen 1n einer Bundestagsdebatte offiziell mit
Abkommen zwischen den Ländern der Bundesrepublık der Miısere des deutschen Bildungswesens. Endlich wurde
ZUur Vereinheitlichung auf dem Gebiete des Schulwesens der Bildungsnotstand VO höchster politischer Ebene WC-
VO: 55 da{ß das eutsche Schulwesen „den Um- nıgstens eingestanden. ber selbst ıne mıiıt der biıldungs-
wälzungen nıcht nachgekommen (1St), die 1n den etzten politischen Tradıition Deutschlands CNS verbundene
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Partei Sa e SPID die War eine Große Anfrage, be- erstenmal auf dem EHStenNn Grundschulkongrefß 1969 1in
treffend die Koordinatıion der Wıssenschafts- un Bıl- Franktfurt (vgl Herder-Korrespondenz, Jhg.,
dungspolıtik mit der wirtschaftlichen un: soz1alen Ent- 508 ZU Ausdruck. Veranstalter un: Inıti1atoren
wicklung, einbrachte un nach den Prioritäten un:! Rıcht- dieses Kongresses die Gewerkschaft Erziehung un!
lınıen der CDU/CSU-Regierung Erhard fragte, konnte Wıssenschaft, das Schuldezernat der Stadt Frankfurt A

keın den sachlichen Ertordernissen entsprechendes Pro- un: der „Arbeıitskreıs Grundschule“ Dıie Tagung
vorlegen un blieb biıldungspolitisch inaktıv, tand eın ungeahnt Interesse, das sıch nıcht 1LLUL in

Zanz schweigen VO der CDU/CSU un FD  S Weıtere der großen Zahl der Besucher (vom Hochschullehrer bıs
fünt Jahre vergingen, bis endlich die Pläne, Forderungen Zur Kındergärtnerin), sondern uch 1n dem nachhaltıgen

Echo ın der Ofrentlichkeit ausdrückte.und Anregungen Z Bildungsretorm 1n polıtisch etf1Zz1en-
S Weıse aufgegriffen wurden: Im Wahlkampf 1969 legte
jede der dreı großen Parteıen eın schulpolitisches Pro- Das Erbe TVo  S Woimar

VO:  z

Das Programm des Kongresses wurde durch die Frage
bestimmt, „ob diese Schulstute den Wandlungen gefolgtate Beachtung der Grundschule
1St, dıe Staat un Gesellschaft in den etzten fünfzıg Jah-

nzwischen hat sıch jedoch eın Teıl der Vorhersagen BEN verändert haben“ Schwartz, Vorsitzender des
Pichts bereits erfüllt: Der Notstand 1M deutschen „Arbeıtskreises Grundschule \VAD) 1969, fünfzıg

Schulwesen 1St in all seiınen Teilen unübersehbar un ıne Jahre nach der Gründung der deutschen Grundschule,
Reform des m Bıldungswesens dıe dringlichste wurde ZU. erstenmal VO eiınem repräsentatıven Fach-
Aufgabe der Kulturpolitik geworden. Dabei hat sıch g- gremı1um versucht, ine Bılanz der bısherigen Entwicklung

ziehen.ze1gt, da{fß nıcht NUr die weiterführenden Schulen (Gym-
nasıen, Realschulen), auf die 1N der bildungspolitischen Die Konzeption -der Weimarer Grundschule geht auf die
Diskussion der Nachkriegsjahre das Hauptgewicht gelegt SOgENANNTE Einheitsschulbewegung zurück, 1n der die
wurde, eın gyroßes Defizit aufzuwelsen haben, sondern zıalpolitische Forderung oleicher Biıldungsmöglichkeiten
da{fß sıch auch die damals noch Sdi nıcht 1n dıe Überlegun- für alle Kinder VO  . den unterschiedlichsten Gruppen un
CNn einbezogene vorschulische Erziehung (vgl Herder- AUS den verschiedensten Motıven vertreten wurde ıne
Korrespondenz ds J. 28) un: dıe VO Picht 1Ur Forderung, dıe als Vermächtnis oder, besser DESART, als

Rande erwähnte Grundschule 1n einem desolaten Zu- eın nıcht eingelöstes Versprechen der Weıimarer Schule
stand efinden. Freılich, diese Erkenntnis 1St noch nıcht auch ın der heutigen bıldungspolitischen Dıskussion VO  -

alt Im Februar 1959 stellte der Deutsche Ausschufß für allen Beteiliıgten als eines der Hauptziele der Schulretorm
das Erziehungs- un: Bıldungswesen 1m „Rahmenplan ZUT Vverireftfen wırd
Umgestaltung un Vereinheitlichung des allgemeinbilden- Im (seset7z „Betreffend die Grundschulen un die Auf-
den öffentlichen Schulwesens“ angesichts der Mısere 1m hebung der Vorschulen“ VO: P Aprıl 1920 wurde be-
Sheren Schulwesen beruhigt fest: „Daß die Grundschule stimmt: „Auf einer tür alle gemeinsamen Grundschule

baut sıch das mittiere und höhere Schulwesen auf Furvier Jahre lang alle Kinder einheitlich unterrichtet, 1St
heute in der Pädagögık un 1n der Ofrentlichkeit kaum dıe Aufnahme des Kiındes ın ıne bestimmte Schule sınd
noch der Krıitik AauUSSESETZT. Fuür dıie Erfüllung iıhrer Auft- seine Anlage un Neıgung, nıcht dıe wirtschaftliche un

gesellschaftliche Stellung der das Religionsbekenntnisvaben P hat die Grundschule iıne padagogische Haltung
und unterrichtliche Vertahren g  9 die WAar der selner Eltern maßgebend.“ Mıt dieser gesetzlıchen Rege-
weıteren Ausgestaltung un Festigung, ber keiner grund- lung wurden dıe bıs dahin bestehenden „Vorschulen“, 1n
sätzlichen Wandlung mehr bedürfen“ (Gesamtausgabe denen die Kınder A den privilegierten Oberschichten

62) In den „Bemerkungen Z Arbeit der Grundschule“ auf das Gymnasıum vorbereitet wurden, grundsätzlıch
VO November 1962 wurde diese Stellungnahme be- aufgelöst un die Volksschulunterstute Z Grundschule
stätigt (Gesamtausgabe 253) aller Kınder bestimmt ıne Regelung, die sıch die

betroffenen Eltern des Bürgertums ZUr Wehr Setzten, 99  1EAuch Pichts These VO  3 der Bıldungskatastrophe be-
ZOg sıch noch vorwıegend auf das Sekundarschulwesen. aufgrund der vierjährıgen Grundschulpflicht SCZWUNSCH
War wırd auch dem Volksschullehrermangel der gebüh- wurden, sıch 1n ıhren Vorstellungen über eıne standes-
rende Platz 1ın der Mängel-Liste eingeräumt, die Vor- gemäfßße Schulausbildung ıhrer Kınder erheblich uUumzu-

schläge AT Behebung dieses Mangels jedoch iıne stellen“ Nave, Die allgemeıine eutsche Grund-
nach dem heutigen Stand der Kenntnisse außerst mangel- schule, Weıinheim, Beltz 1961, 5)
hafte Vorstellung VO  ; der Funktion der Grundschule 1in Die Ideengeschichte der Weıimarer Grundschule hat ıhre
einem modernen Industriestaat. So meınt Pıcht Wurzeln einerselts iın den schulpolıtischen Modellen SO
bej den zukünftigen Grundschullehrern auf das Abitur er Pädagogen un! Philosophen der Vergangenheıit
verzıchten können un: halt 1ne viersemestrige Aus- angefangen VO  3 Plato, der 1mM „Staat  « die einheitliche Er-
bildung für hinreichend (&) 60) ziehung der Jugend ordert, über Comeni1us, der bereits
YSt die durch die Erkenntnisse der Begabungs- ıne vierjJährige „Muttersprachschule“ für alle Kınder
UN Bildungsforschung hervorgehobene Bedeutung der vorgesehen hat, un WAar mi1t einer AÄrgumentatıon, dıe
trühen un mıttleren Kındheit lenkte die Aufmerksam- der heutigen ahnelt (u A gegenselt1ige Anregung der Kın-
keit auf den Kındergarten un: die Grundschule: Man der, Erziehung soz1al-ethischer Haltung un! siıchere
tand auch hier W1e iın dem früher analysıerten Sekun- Begabungsauslese) bis Fichte, der 1n den „‚Reden
darschulwesen ıne einz1ge Miısere. I)as 1: Ausmaifß dıe deutsche Natıon“ (gehalten 1n Berlin)
des Bildungsnotstandes 1n der Erziehung des Vorschul- iıne ein1gende nationale Erziehung des Volkes
un Grundschulkindes die nach der Konzeption torderte. Andererseits siınd die gesellschaftlichen un!: ze1-
unbedingt als Einheit gesehen werden mußß, kam ZUuU stesgeschichtlichen Entwicklungen des 15 un: Jahr-
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hunderts für die Grundschule entscheidend, besonders die heftige Kritik auf dem Grundschulkongrefß gezeigt hat
zumindest 1m westlichen Teıil Deutschlands nıcht wesent-Geschichte der deutschen Sozialdemokratie, iın der die

Proklamation der Gleichheit aller VO  a der französischen lıch geändert, während die DDR 1946 mi1t der
Revolution aufgegriften un: VO Marx, Engels un! Bebel Neuorganısatıon des Schulwesens ıne völlig andersartıge

Sicht des Kındes übernahm.1n klassenkämpferisch-revolutionärer Form weıterent-
wiıckelt un: konsequent auf die Schul- un Berutfsausbil- Aus der ‚Schule der Kindheit“ entwickelte sıch ıne
dung übertragen wurde. Denn schon damals wurde 1n Eigenwelt der Grundschule nıcht 1LUFr tern der hoch-

techniısierten Umwelt des Kindes, die nıcht verstehendieser der Schlüssel A0 Aufifstieg ın die Ööheren Stinde
un damıt ıne Wurzel der Ungleichheit gesehen. Marx un: beherrschen lernt, sondern uch tern der Öheren
bezeichnet als ıne „Frage VO  a} Leben un: Tod, die Un Schule, autf deren differenzierte Anforderungen Ss1e 1LLULr

geheuerlichkeiten einer elenden, tür das wachsende Aus- mangelhaft vorbereıtet i1ne Entwicklung, die dazu
beutungsbedürinıs des Kapıtals iın eserve gehaltenen, führte, da{ß die „offizielle Pädagogik“ VO  - der Grund-
verwun  aren Arbeiterbevölkerung durch dıe schule häufig kaum Notıiız nımmt. So bezeichnet D

absolute Verwendbarkeit des Menschen für wechselnde Flitner die Grundschule als „Vermittlungsschule“,
Arbeıitserfordernisse, das Teilindiyiduum, den bloßen die Z „eigentlichen Schulfähigkeit“ TSL hinzuführen
Träager einer gesellschaftlichen Detailfunktion, durch das habe; Th Wnlhelm aßt seine „ Theorie der Schule“ TYTST

allseıtig gebildete Indiıviduum, für welches vers  ı1edene be] der Hauptschule un dem Gymnasıum begiınnen.
Der heftigste Widerstand ıne allgemeıne Grund-gesellschaftliche Funktionen einander ablösende Betäti1-

yungsweısen sind“ Marx E OI Engels, Herrn EKugen schule kam AaUuS den politischen reısen des Zentrums, des
Dührings Umwälzung der Wiıssenschaften, Stuttgart 1904, Bürgertums un! des Philologenverbandes un VO'  3 tüh-

renden Universitätspädagogen, VO Foer-
SICeYr un Schmidt, beıde, W1e die meısten der wıssen-
schaftlichen Gegner, Hochschullehrer für Philosophie un!

Von der „Eigenwelt“ ZUNY Bildungsfunktion Pädagogik. Eın Widerstand, der SE lange nach Fın-
führung der Grundschule nachlief5, der jedoch ımmer w1e-

Das utopische Schulretormprogramm der alten Sozial-
demokraten, das ıne einheitliche un allseitige („poly- der spürbar wiırd auch 1n der heutigen Diskussion

dıe SOS Gesamtschule sobald ine Ausdehnung dertechnısche“) Ausbildung aller Kinder ohne Difterenzie- Dauer un oder Ausbildungskapazıtät der Grundschule
rIungs vorsah, Walr Ausgangsbasıs sowohl der deutschen
Grundschule als auch der se1it 1946 konsequent VeI- ZUugunsten des Gymnasıums vorgeschlagen wiırd.
wirklichten Form der polytechnıschen Einheitsschule in Im Reichsschulpflichtgesetz VO Julı 1938 wurde ‚WAar

der Begrift „Grundschule“ ZUguUuNsStenN des umfassenderender Sowjetunion un: den Ostblockstaaten Beım Kampf Begriffs „Volksschule“ AUS dem amtlichen Sprachgebrauchdie Durchsetzung der bildungspolitischen Konzeption
machte sıch die SPD das Programm der 7zweıtstärksten entfernt, die pädagogisch-didaktische Konzeption jedoch

nıcht entscheidend verändert.Gruppe der Einheitsschulbewegung, der 1mM Deutschen
Lehrervereıin zusammengeschlossenen Volksschullehrer,
eigen, iındem S1e einerseılts als Kompromi( einer Grund- Fın Durchbruch: der Frankfurter Grundschulkongre ß
schuldauer VO  D vıier Jahren zustiımmte, andererseits die
VO den Volksschullehrern vertretene reformpädagogische Protessor Schwartz betonte 1n seinem Einleitungsvor-
Konzeption eıner „Schule der Kindheit“ übernahm trag auf dem Grundschulkongreß die Verbundenheit der
bzw. ın den VO der SPD regıerten Ländern unterstuützte. heutigen Reformbestrebungen mı1t der ursprünglichen
So kam Z Auffassung der Grundschule als „Schon- Weimarer Konzeption einer Schule für alle Kınder des
Aul eıner ruhig wachsenden Kindheıt“, gekennzeıichnet Volkes, 1n der „nıcht mehr die wirtschaftlichen un: gesell-
durch die didaktisch-methodischen Grundsätze: Heı1ımat- schaftlichen Verhältnisse über das Bildungsschicksal un

damıt ..  ber den soz1alen Aufstieg entscheiden: „Diesemkunde, Gesamtunterricht un Anschauungsprinzı1p. Ihren
Ausdruck finden diese Tendenzen 1m Richtlinienerlafß des Geilst VO  3 Weıi1mar fühlen WIr u1ls verbunden, erkennen
Reichsinnenministers VO Aprıl 92 1n dem heißt aber auch heute deutlicher als Je U VOIL, da{ß diese Ab-
95  bl = ersten vier Jahre haben ein eigenes 7Z;el un: eın e1N- sıchten bıs heute noch nıcht verwirklicht werden konnten

un da{flß die Grundschule diese ıhre Funktion noch nıchtheitliches Arbeıitsgebiet. Ihr Ziel 1St die allmähliche Ent-
faltung der kindlichen Kräfte AaUuS$ dem Spiel- un Bewe- erfüllt hathunderts fur die Grundschule entscheidend, besonders die  heftige Kritik aus dem Grundschulkongreß gezeigt hat —  zumindest im westlichen Teil Deutschlands nicht wesent-  Geschichte der deutschen Sozialdemokratie, in der die  Proklamation der Gleichheit aller von der französischen  lich geändert, während die DDR 1946 zusammen mit der  Revolution aufgegriffen und von Marx, Engels und Bebel  Neuorganisation des Schulwesens eine völlig andersartige  Sicht des Kindes übernahm.  in klassenkämpferisch-revolutionärer Form weiterent-  wickelt und konsequent auf die Schul- und Berufsausbil-  Aus der „Schule der Kindheit“ entwickelte sich eine  dung übertragen wurde. Denn schon damals wurde iın  Eigenwelt der Grundschule — nicht nur fern der hoch-  technisierten Umwelt des Kindes, die es nicht verstehen  dieser der Schlüssel zum Aufstieg in die höheren Stände  und damit eine Wurzel der Ungleichheit gesehen. Marx  und beherrschen lernt, sondern auch fern der höheren  bezeichnet es als eine „Frage von Leben und Tod, die Un-  Schule, auf deren differenzierte Anforderungen sie nur  geheuerlichkeiten einer elenden, für das wachsende Aus-  mangelhaft vorbereitet —, eine Entwicklung, die dazu  beutungsbedürfnis des Kapitals in Reserve gehaltenen,  führte, daß die „offizielle Pädagogik“ von der Grund-  verwundbaren Arbeiterbevölkerung zu ersetzen durch die  schule häufig kaum Notiz nimmt. So bezeichnet z. B.  absolute Verwendbarkeit des Menschen für wechselnde  W. Flitner die Grundschule als „Vermittlungsschule“,  Arbeitserfordernisse, das Teilindividuum, den bloßen  die zur „eigentlichen Schulfähigkeit“ erst hinzuführen  Träger einer gesellschaftlichen Detailfunktion, durch das  habe; 7%. Wilhelm 1äßt seine „Theorie der Schule“ erst  allseitig gebildete Individuum, für welches verschiedene  bei der Hauptschule und dem Gymnasium beginnen.  Der heftigste Widerstand gegen eine allgemeine Grund-  gesellschaftliche Funktionen einander ablösende Betäti-  gungsweisen sind“ (K. Marx in: F. Engels, Herrn Eugen  schule kam aus den politischen Kreisen des Zentrums, des  Dührings Umwälzung der Wissenschaften, Stuttgart 1904,  Bürgertums und des Philologenverbandes und von füh-  S. 190£.).  renden Universitätspädagogen, so z. B. von F. W. Foer-  ster und F. J. Schmidt, beide, wie die meisten der wissen-  schaftlichen Gegner, Hochschullehrer für Philosophie und  Von der „Eigenwelt“ zur Bildungsfunktion  Pädagogik. — Ein Widerstand, der erst lange nach Ein-  führung der Grundschule nachließ, der jedoch immer wie-  Das utopische Schulreformprogramm der alten Sozial-  demokraten, das eine einheitliche und allseitige („poly-  der spürbar wird — auch in der heutigen Diskussion um  die sog. Gesamtschule —, sobald eine Ausdehnung der  technische“) Ausbildung aller Kinder ohne Differenzie-  Dauer und oder Ausbildungskapazität der Grundschule  rung vorsah, war Ausgangsbasis sowohl der deutschen  Grundschule — als auch der seit 1946 konsequent ver-  zugunsten des Gymnasiums vorgeschlagen wird.  wirklichten Form der polytechnischen Einheitsschule in  Im Reichsschulpflichtgesetz vom 6. Juli 1938 wurde zwar  der Begriff „Grundschule“ zugunsten des umfassenderen  der Sowjetunion und den Ostblockstaaten. Beim Kampf  Begriffs „Volksschule“ aus dem amtlichen Sprachgebrauch  um die Durchsetzung der bildungspolitischen Konzeption  machte sich die SPD _ das Programm der zweitstärksten  entfernt, die pädagogisch-didaktische Konzeption jedoch  nicht entscheidend verändert.  Gruppe der Einheitsschulbewegung, der im Deutschen  Lehrerverein zusammengeschlossenen Volksschullehrer, zu  eigen, indem sie einerseits als Kompromiß einer Grund-  Ein Durchbruch: der Frankfurter Grundschulkongreß  schuldauer von vier Jahren zustimmte, andererseits die  von den Volksschullehrern vertretene reformpädagogische  Professor E. Schwartz betonte in seinem Einleitungsvor-  Konzeption einer „Schule der Kindheit“ übernahm —  trag auf dem Grundschulkongreß die Verbundenheit der  bzw. in den von der SPD regierten Ländern unterstützte.  heutigen Reformbestrebungen mit der ursprünglichen  So kam es zur Auffassung der Grundschule als „Schon-  Weimarer Konzeption einer Schule für alle Kinder des  raum einer ruhig wachsenden Kindheit“, gekennzeichnet  Volkes, in der „nicht mehr die wirtschaftlichen und gesell-  durch die didaktisch-methodischen Grundsätze: Heimat-  schaftlichen Verhältnisse über das Bildungsschicksal und  damit über den sozialen Aufstieg entscheiden: „Diesem  kunde, Gesamtunterricht und Anschauungsprinzip. Ihren  Ausdruck finden diese Tendenzen im Richtlinienerlaß des  Geist von Weimar fühlen wir uns verbunden, erkennen  Reichsinnenministers vom 28. April 1923, in dem es heißt:  aber auch heute deutlicher als je zuvor, daß diese Ab-  „Die ersten vier Jahre haben ein eigenes Ziel und ein ein-  sichten bis heute noch nicht verwirklicht werden konnten  und daß die Grundschule diese ihre Funktion noch nicht  heitliches Arbeitsgebiet. Ihr Ziel ist die allmähliche Ent-  faltung der kindlichen Kräfte aus dem Spiel- und Bewe-  erfüllt hat ... Grundschulen haben in der Bundesrepu-  gungstrieb zum sittlichen Arbeitswillen, der sich inner-  blik die höchsten Klassenfrequenzen, die wenigsten Leh-  rer  und die  niedrigsten  Lehrmittelaufwendungen“  halb der Schulgemeinschaft betätigt. Ihr einheitliches Ar-  beitsgebiet ist die aufnehmende und gestaltende Erfassung  (E. Schwartz, a. a. O., S. 219). Diese Kritik ist hart —  der räumlichen und geistigen Kinderheimat unter beson-  es ist die Rede vom völligen Versagen der Grund-  derer Berücksichtigung der Pflege des kindertümlichen  schule, die ihr eigentliches Ziel, die gleiche Bildungschance  für alle Kinder zu sichern, nicht erreicht hat —, im Gegen-  sprachlichen Ausdrucks und der pädagogischen Schulung  von Auge und Hand durch eigene werktätige Arbeit so-  teil, es wird ihr vorgeworfen, sie habe die ohnehin schon  wie durch Beobachtung von Natur, Arbeit und Arbeits-  milieubenachteiligten Kinder in ihrer schlechten Aus-  stätte“ (zit. nach E. Schwartz, 1919—1969, Funktion und  gangsposition fixiert: 25%o der Volksschüler versagen  Reform der Grundschule, Westermanns Pädagogische Bei-  bzw. müssen Klassen wiederholen, wobei der Anteil der  trage 311969 S: 157).  Arbeiterkinder erheblich höher liegt als der Anteil der  Das Bild des aus der Romantik stammenden „schon-  Kinder  aus  höheren  sozioökonomischen Schichten.  bedürftigen“ Kindes, das man einerseits vor den Gefah-  L. Kemmler findet als Ergebnis einer Untersuchung über  ren der materialistisch-technisierten Welt der Wirtschaft  „Erfolg und Versagen in der Grundschule“, „... daß be-  und Industrie, andererseits vor dem Drill intellektueller  stimmte Kinder sowohl durch ihre Begabung wie durch  die Struktur ihres Elternhauses vom Beginn ihrer Schul-  Leistungen bewahren sollte, hat sich bis heute — wie die  88Grundschulen haben ın der Bundesrepu-
gungstrieb Z sittlıchen Arbeitswillen, der sıch inner- blık die höchsten Klassenfrequenzen, dıe wenigsten Leh-

D: un: die nıedrigsten Lehrmittelaufwendungen“halb der Schulgemeinschaft betätigt. Ihr einheitliches Ar-
beitsgebiet 1St dıe aufnehmende un: gestaltende Erfassung Schwartz, A, O., ZU9) Dıiese Kritik 1St hart
der räumlichen un: geistigen Kinderheimat beson- 1St die Rede VO völligen Versagen der Grund-
derer Berücksichtigung der Pflege des kindertümlichen schule, die ıhr eigentliches Ziel, die gleiche Bildungschance

für alle Kinder sıchern, nıcht erreicht hat 1im Gegen-sprachlichen Ausdrucks un: der pädagogischen Schulung
VO  - Auge un: and durch eıgene werktätige Arbeit — teil, wırd ıhr vorgewortien, S1e habe diıe ohnehin schon
WI1e€e durch Beobachtung VO  3 Natur, Arbeit un Arbeits- milieubenachteiligten Kınder in ihrer schlechten Aus-
statte  “ (zıt. nach Schwartz, Funktion un: gangsposıtion fixiert: 25 0/9 der Volksschüler
Retorm der Grundschule, Westermanns Pädagogische Be1- bzw. mussen Klassen wiıederholen, wobe!ı der Anteil der
trage 3/1969, 157) Arbeiterkinder erheblich höher liegt als der Anteil der
[)as Biıld des AaUS der Romantik stammenden „schon- Kinder AUS höheren soz10ökonomischen chichten
bedürftigen“ Kindes, das INa  ; eınerseılts VOTLT den Gefah- Kemmler Aindet als Ergebnis eıner Untersuchung über
L1CI1 der materialistisch-technisierten Welt der Wirtschaft „Erfolg un! Versagen 1in der Grundschule“, d - da{ß be-
un: Industrie, andererseıts VOT dem Driüll iıntellektueller stimmte Kinder sowohl durch ihre Begabung W1e€e durch

die Struktur ıhres Elternhauses VO Begınn ıhrer Schul-Leistungen bewahren ollte, hat sich bıs heute w1e dıe
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elit benachteiligt siınd un daß sıch diese Benac£1teili- INE  m das Mınımum lıegt be] 650 — das Optimum
bei OO PIrO Klasse un Jahr (Bericht VOZung 1m Laute der Schulzeit noch verstärkt“ (L Kemm-

ler, Erfolg un Versagen 1n der Grundschule, Göttingen Heinrichs aut dem Grundschulkongre{S).
1967; Aaus den empirıischen Untersuchungen geht ganz klar
hervor, da{fß die Konformität VO Intelligenz un IDn Eın Vergleich MLE der DDRden Ausschlag für den Schulerfolg 91bt)
Entsprechend der Bedeutung un: dem Grad der Vernach- Eın Vergleich der internationalen Tendenzen in der
Jässıgung der Grundschule wurde eın dringliches Reform- Grundschulentwicklung zeigt deutlich, da{fß die Bedeutungvorgelegt un diskutiert, das tolgende Schwer- der Grundschule als Eingangsstufe des Bildungs-punkte enthält: W 656115 einen Vorrang iın der Bildungspolitik rechtfer-

Das Recht auf Bıildung als Grundlage der Forderung tigt besonders 1m Hınblick auf die Korrektur VO  $
nach einer funktionsfähigen Grundschule, 1ın der die ent- milıeubedingten Begabungsdifterenzen. Am Beispielscheidenden Jahre der Kındheit nıcht vergeudet werden der bildungspolitischen Sıtyuatıon der DD  >y wırd deut-
1n überfüllten Klassen, MI1t überforderten un schlecht lıch, da{fß AaUS dem Zusammenbruch des deutschen Schul-
ausgebildeten Lehrern nach völlıg anachronistischen Rıcht- W 65SC1I115 1945 uch ine völlig andersartıge EntwicklunglIınıen und Lehrplänen. des Biıldungswesens als 1n der BRD möglıch W  R Dıiejen1-Reform der Schule 1n der Rıchtung, 1n der S1e durch- SCNH, die ıhre Kritik Bıldungssystem des Ostens Jledig-lauten wırd, da NUur ıne be] der Vor- un: Grundschule ıch m1t der Ablehnung der iıdeologischen Zielsetzung be-
beginnende Retform eftektiv ISfX Nach den nNneUeEeTEN Er- streıten, machen sıch jedenfalls dıe Sache leicht. SO
kenntnıssen der Begabungsforschung 1St ıne ıntensıve abstoßend un unverständlich für unls 1m Westen die
Förderung 1in der trühen un: mittleren Kindheit WI1r- penetrante Überbetonung des Ideologischen un der
kungsvollsten. Späater 1St iıne Korrektur VO  3 miılieu- un „Parteıilichkeit“ 1Sst, INa  aD} sollte die zwanzıgJährige Auf-
schulbedingten Mängeln der Begabung un der Leıistungs- bauarbeit einseıitiger Ausrichtung aut industrielle
und Lerneinstellung nıcht oder 1Ur noch 1n unerheb- Nutzbarkeit nıcht unterschätzen. Ihre Früchte werden
lıchem Ma{iß möglıch. Deshalb wırd auch \W(O)  e} den Ver- sıch TST iın den kommenden Jahrzehnten zeigen. In der
tLeLERN der Grundschule als ıne der dringendsten bıl- DIDR werden die Forderung nach „Chancengleichheit“ 1M
dungspolıtischen Aufgaben der Ausbau der vorschulischen Bıldungswesen VO  a} allen Reformwilligen 1n der BRD
Erziehung in CNYStEr Beziehung Z Grundschule gefOr-
dert.

ebenso überzeugend W1€e bisher unwırksam vertretfen

jedenfalls bereits jetzt sieht INa  S} VO damıt verbun-
Dıie Reform der Lehrerbildung. In der BR  ' ) sınd Z denen Iragwürdıgen polıtischen Zielsetzungen einmal

eit 60 —80 0/9 der Grundschullehrer für die Haupt- oder b in einem aflse verwirklıicht, VO'  a} dem I1a  - hıerzu-
Realschule ausgebildet, nıcht für die Grundschule. Die lande noch weıt entfernt ISe In den Reformprogrammen
künftigen Lehrer selbst scheinen der Grundschule der DDR 1St dıe Grundschule keineswegs das „Stiefkind“
nıg interessliert se1n. Dies geht AaUus einer Mıtte1i- der Bildungspolitik, sondern 1n Anlehnung die Schul-
lung des CDU-Fraktionsvorsitzenden 1mM Stuttgarter entwıcklung iın der ine nach erziehungswissen-
Landtag, Prof Ganzenmüäller, hervor, nach der sıch 1m schaftlichen Frkenntnissen konsequent aufgebaute Eın-
Jahr 1968 SI 0/9 der baden-württembergischen PH-Ab- gangsstufe der Einheitsschule.
solventen für die Hauptschule, der klägliche est VO  e Schon das „Gesetz ZAUET: Demokratisierung der Deutschen
185 0/9 für die Grundschule gemeldet hat Schule“ (1946) AaNNTe als Grundprinzipien für die ge-
Die tatale Sıtuation, 1n der siıch die Grundschule efindet, Schulpädagogik: Staatlichkeit, Weltlichkeit, Eın-
kann nıcht oft eindringlich und detailliert dargestellt heıitlichkeıit, Gleichheıit, Wiıssenschaftlichkeit, wobei mit
werden, weıl dem Außenstehenden auch dıe Poli- „Einheıitlichkeit“ un:! „Gleichheit“ die angestrebte yleiche
tiker, die letztlich o  ber die Reformvorschläge EeNTt- Erziehung für alle 1m Schülerkollektiv gyemeınt 1St. Das
scheiden haben, siınd Außenstehende schwertällt Prinzıp der Wissenschaftlichkeit 1St allerdings durch die
glauben, daß solche pädagogisch unverantwortbare „Parteıilichkeit“ bzw die „Erziehung A tortschrittlichen
Mißstände tatsächlich 1Dt, die alle Kınder der BRD be- Demokratie“ gründlıch eingeschränkt: Wissenschaft mMu
treften. Denn erfreulich dıe wachsende Einsıcht 1n dem Gesichtspunkt der Parteilichkeit vesehen wWer-
die Retormbedürftigkeit der Grundschule 1St die Schul- den Die Lehre des Marxısmus-Leninismus 1St Grundlage
wirklichkeit 1St noch in kaum einem Punkt verbessert: des M Unterrichts. Als weıtere Unterrichtsprinz1-
noch immer oilt die Me(-zahl ’50« als Rıichtzahl für pıen gelten dıie Verbindung VO Theorie un Praxıs, FEın-
die Klassenfrequenz 1n der Grundschule tür die höhe- heıit VO  a Konkretem un Abstraktem, Planung un
ren Klassen un die privılegierten höheren Schulen siınd Kontrolle. Eıne bedeutende Rolle spielt der Grundsatz
nıedrigere Werte vorgesehen (vgl Horn, Stiefkind der Selbsttätigkeit 1mM Rahmen vorgegebener Aufgaben.
der Bildungspolitik. Zahlen un: Fakten Z Sıtuation In eiıner verstandenen Schule WTr Lernen un Anpassen
der Grundschule, 1n ‚betriflt erziehung“, Jhg., das Kollektiv überbetont, die Freizeıit der Schüler
10, A FEıne zusätzlıche Belastung bedeutet dıe viel durch gesellschaftliche Aktıvıtiten 1ın Jugendorganıisatıo-

geringe Lehrerzahl: 1n Berlin hat eın Lehrer der LICIL ausgefüllt eın Programm, das dıe Kınder auernd
Grundschule durchschnittlich Schüler unterrichten, übertorderte un wen1g Platz für Interessen
eın Lehrer der Haupt- oder Realschule dagegen LLUTLr bıs un Betätigungen 1e1$
9 ein Lehrer Gymnasıum LLUTr 13 bıs Dazu kom- Im „Gesetz über dıie soz1alıstische Entwicklung des Schul-
CM Raumnot, gerınge Wochenstundenzahl, veraltete W 6SCI15 1ın der < VO Dezember 1959 wurde der
Lehrpläne und Rıchtlinien SOWl1e eın lächerlich geringer Plan eınes kontinuerlichen Ausbaus der zehnklassigen
Aufwand tür Lehr- un Arbeitsmuittel. Eın Grundschul- polytechnischen Oberschule bıs 1964 vorgelegt, 1n dem
lehrer hat 1969 tür die Erweıterung un Erganzung seiner die Unterstute die Klassen 1Ns bıs vıer, dıe Oberstute
Lehr- und Lernmıittel pIo Klasse A0 — bekom- dıe Klassen füntf bıs zehn umtassen sollte. Das „Gesetz
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über das einheitliche soz1ialıstische Bildungssystem“ VO In der UdSSR wurde YTST 1934 die allgemeine Grund-
Februar 1965 ainderte diese Dreigliederung 1mM Zusam- schulpflicht (vierjährig) eingeführt ersties Ergebnis einer

menhang mi1t der 1ın der vorgesehenen Reform. Entwicklung des Bildungswesens, die 1917 mıiıt
Dıie Unterstute umtfaßt NUur noch dreı Jahre, die Miıttel- einem Bevölkerungsanteıl VO  Z zweıdrıittel Analphabeten
stufe dreı Jahre, die Oberstute vier Jahre Neuere theore- begonnen hatte. Seit den vierziger Jahren wurde die
tische Tendenzen, die esonders AaUuUS der Entwicklung 1n Grundschule ZUur siebenjährigen Einheitsschule erweıtert,
der Sowjetunion TNOMMEN werden, beinhalten Zielvor- 1958 ine allgemeine Einheitsschule VO acht Jahren e1IN-
stellungen für den polytechnıschen Unterricht, die heute geführt, die aut freiwilliger Basıs drei welıtere Jahre
auch 1n anderen Ländern, VOTL allem auch 1n den USA, besucht un: mi1t der Hochschulreife abgeschlossen werden
VerireLenNn werden. Kreatıivıtät un:! produktives Denken kann. In der Einheitsschule blieb dıe vierJährıge Grund-
rücken in den Vordergrund. S50 heißt Dn 1m Rechen- schule relatıv Aufonom MI1It elıner Ahnlichen Zielsetzung
schaftsbericht des der SED den VIL Parteıtag über wWw1e iın Deutschland. Die bıs 1966 durchgeführten Retor-
die veränderte Zielsetzung der Unterstute: INE:  ; betraten 1n erstiter Linıe die Sekundarschulen. YST
„Eıne durchgreitende Veränderung 1St in der Unterstutfe 1964 WAar 1n der VO einer Ühnlichen Grundschul-
eingetreten. Be1i der Vermittlung VO Grundtfertigkeiten misere die Rede W1e heute 1n der Bundesrepublık. So
1m Lesen, Schreiben un: Rechnen wırd iın starkem aße heißt 1ın einem Tagungsbericht der APN VO' Jahr
selbständiges Denken, Eındringen ın einfache Zusammen- 1964
hänge VO  a Natur un Gesellschaft angestrebt. Damıt WEeEI - „Die Reterenten sıch darın ein1g, da{fß die Grund-
den wichtige Voraussetzungen geschaften, auch 1ın der schulbildung hinter den Anforderungen des Lebens
Miıttel- un Oberstute das Wıssen un: KOönnen der Schü- rückbleibt un: einer grundlegenden Umgestaltung bedarft.
ler weıter erhöhen.“ Dıie elit 1St reif, den Inhalt un das System der Grund-
Ab dem dritten Schuljahr esteht für besonders begabte schulbildung 1m Lichte des gegenwärtigen wissenschaft-
Kınder die Möglichkeit, i1ne Spezialschule mi1t hohen Le1i- lıchen un: technischen Fortschritts un: der ideologischen
stungsanforderungen esuchen. Di1e Staatssekretärin Erziehungsaufgaben SOW1e Berücksichtigung der

Hamm-Brücher, die in eiınem bildungspolitischen Re- Veränderungen 1ın der Psyche un der Erfahrung des Kın-
POrT („Aufbruch 1Ns Jahr 7000 der Erziehung 1mM tech- des ernsthaft un! tundamental überprüfen“ (Probleme
nıschen Zeitalter“, rororo-Taschenbuch Nr 983, Hamburg des Grundschulunterrichts, „Sovetskaja pedagogika“,

die Entwicklung der Schule in der DDR 1 allge- 1964, I 149) Dıie Konsequenzen 1n der hie-
meınen schr pOSIt1LV, besonders 1m Vergleich T BRD, en gezielte wissenschaftlich-pädagogische Untersuchungen
beurteıilt, schlieft ıhre Ausführungen über die DDR aber un Anwendung der Ergebnisse auf die Planung der
mıiıt dem kritischen Einwand, der den Bewohnern der Grundschule. 1964 wurde iıne AUS 500 Fachleuten be-
BRD die Überlegenheıt des anderen Deutschland eichter stehende Lehrplankommission gebildet, dıe ine Revısıon

laßt, da sıch be1 der Schule der DDR ıne der Grundschullehrpläne vorbereitete. Dabei stutzte INnan

„marxistısche Konftessionsschule“ handle: „Es liegt mM1r sıch hauptsächlich auf dıe durch Zankov und seinen Mıt-
daran, keinen Zweıtel darüber autkommen lassen, da{fß arbeitern entwickelte un ın vielen Experimenten erprobte

vieler eın pragmatischer Entwicklungen das Schul- Theorie des „entwickelnden Unterrichts“, 1n der ıne
SyStem einer perfekten, ganzheıtlichen marxıstıischen Kon- Steigerungsmöglıchkeit der kindlichen Begabung durch
tessjonsschule gleichkommt. Dies wırd einem be1 der Teıl- vezielten Unterricht ANSCHNOMMMCN wird. Dıie entwickel-
nahme Unterrichtsstunden auf Schritt un: Trıtt be- ten Lehrpläne ermöglıchten CDy die Grundschuldauer VO  —

wuftt. Der Deutsch- un! Geschichtsunterricht VOT allem vier auf dreı Jahre verkürzen, ohne den Unterrichts-
1St durchtränkt VO eıner oft 1Ur noch den Haaren stoft reduzıiıeren un ohne die Kıiınder überfordern.
herbeigezogenen ideologischen Bezogenheıt. Eın anders Diese Konzeption einer 1Ur dreijährıgen Grundschule
denkender Lehrer mufßte in seiınem Berut zerbrechen. In wurde 1M November 1966 als verbindliche Rıchtlinie 1n
keinem Unterrichtstach werden Alternativen angeboten, dıe Parte1i- un Regierungsverordnung aufgenommen.
der s1e werden dargestellt, da{fß S1e eben keine Für 969/70 1St die stutenweise Verwirklichung der dreı-
mehr sind“ S 64) Jährigen Grundschule ın der Unıion vorgesehen

(vgl Schiff, Didaktische Aspekte der Grundschulre-
form 1N der SowjJetunion. In Anweiler [ Hrsg. }, Bil-Sowjetische Parallelen dungsreformen ın Osteuropa,. Stuttgart 1969, 73 [ vgl
ds Heft, 93 1)Im Gegensatz den beiden Teilen Deutschlands, deren

Schulsystem nach 11LUTr 25Jäahrıger Trennung kaum noch
vergleichbar 1St; Ühneln sıch die Entwicklungstendenzen Amerikanische Reformprojekte
der beıiden großen Antiıpoden Sowjetunion un Amerika
in auffallender Weıse. Der Bildungswettlauf zwıschen Ost Die NeUeETITeN bildungspolitischen Bemühungen der USA
un! West führt ebenso erbitterten Anstrengungen W1e w1e S1€e VO  - den Präsıdenten Kennedy und
der Wettlaut den Planeten, wenn auch die Ergebnisse Johnson (Great Society Program) besonders forciert WUur-

ZUur eıit weıt wenıger Autsehen CrTFESCN. 7iel des Wett- den, sınd durch das Schlagwort „Compensatory uCca-
ewerbs 1M Osten w1e 1m Westen: die überdimens10- tıon  D (ausgleichende Erziehung) gekennzeıichnet. 15 bıs

725 0/9 der amerıikanıis:  en Bevölkerung leben VO!  w einemnal quantıitatıve Steigerung des Bildungspotentials“
(Hamm-Brücher, 145) un als Voraussetzung tür ınkommen unterhalb des Existenzminimums. Im Kampf
ıne solche Steigerung: die intens1ıve un:! extensive Förde- diese AÄArmut spielen die bildungspolitischen Pro-
runs aller Kınder iın der Vor- un: Grundschule, 1n denen STAa un: Investitionen ine zentrale Rolle
nach übereinstiımmenden Ergebnissen der russıschen un: Der „Sputnik-Schock“, der Amerika 1957 Z erstenmal
amerıikanıs  en Bildungsforschung noch grundlegende seiner Überlegenheit über die SowJetunıon 7zweıteln
Korrekturen der Begabungsmotivatıon möglıch Ssind. lıefs, löste als Reaktion die größte bildungspolitische



Kampagne 1n der Geschichte der USA AUS. Seit 1957 1St lichung dieser Ziele 1n der konkretén Schulsituation jedoch
die Bildungspolitik primäres Anliegen der M Na- bestehen grundlegende, inzwischen schon tradıtionell VCI-
t10N. Seit diesem Zeıtpunkt sind ıne Reihe VO'  - Reform- festigte Dıfterenzen. „Nırgends xibt bereits 1m
DESETZE erlassen worden, VO'  w denen die „Educatıiıon and Vortield bildungspolitischer Überlegungen zählebige
Secondary Act (Title I) < VO:  - 1965 für die Elementar- Widerstände un Hındernisse w1e 1n 1SeCerTIM Lande“
schule bedeutendsten ISt. DIieses Gesetz zielt auf die Hamm-Brücher, 144)
Erhöhung des nationalen Biıldungspotentials durch die Einigkeit 1n bezug auf die Grundschule esteht 1n der viel-
systematische Verbesserung der Bıldungschancen der zıtlerten, durch soz1alwissenschaftliche Untersuchungen
unterprivilegierten Volksschichten. Dabei wırd einer der gefestigten Überzeugung, da{fß Vor- un! Grundschul-
wichtigsten Grundsätze der kombpensatorischen Erziehung kınder 1n besonderer Weıse lernfähig sind. Daraus werden
verwirklicht: Je früher, desto effektiver! Im Junı 1965 VO  z allen Parteıen übereinstimmend wel Konsequen-begann der großangelegte „Project Head-Start“ (wöÖrt- e abgeleitet: die Vorverlegung des institutionellen Ler-
iıch „Kopf-an-Kopf-Start“), 1ın dem bıs 1968 bereits über 1LECNS (Vorverlegung des Einschulungstermins der Vor-
Wwel Miıllionen unterprivilegierte Vorschulkinder mM1t g- schuljahr); die Verkürzung der Grundschulzeit auf dreı
zı1elten Programmen auf den Schuleintritt vorbereitet WUILI- Jahre für besonders Begabte.
den Im Schuljahr 967/68 rolgte das SsSOgeNANNTLE Follow- Differenzen bestehen be] den Parteıen über den Schulauf-
Through-Program“ (Nachtolgeprogramm), durch das bau un damıt über den Stellenwert der Grundschule.
„Head-Start-Kinder“ 1n der Elementarschule weıter g- Die CDU/CSU halt test der herkömmlichen Dreıi-
Öördert werden sollen (niedrige Klassenfrequenz, psycho- gliederung des Schulsystems (Volksschule, Realschule,
logische Beratung, Fortsetzung der erfolgreichen Metho- Gymnasıum), betont dabei treıliıch die Notwendigkeit
den des Head-Start-Projekts). Hauptziele der schulischen einer besseren Gliederung un Durchlässigkeit. ber die
Förderungsprogramme sınd die Änderung der Bildungs- Grundschule werden wenıg difterenzierte Aussagen SCc-inhalte (Curriculum-Forschung) un: der Didaktik SOWIl1e macht. Zu ihren Aufgaben rechnet INa  w Entfaltung der
Eingehen auf die spezifıschen Lernbedürfnisse soz1io0kul- kindlichen Begabung, Vermittlung elementaren Kultur-
turell und ökonomisch deprivierter Kınder. Eın konkretes techniken, Förderung der Sprachfähigkeit un! des mathe-
Beispiel IS das S0® ın Amerika vieldiskutierte „MES- matıschen Denkens. Vom Arbeitsstil wırd ylobal gefor-
Program“ (More-Eftective-Schools-Programs), eingeführt dert, daß „elternhausnah“ se1ın solle Als typisch für
im Herbst 1964 mi1t dem Ziel einer Verbesserung der Ar- dıe Posıtion der CDU/CSU kann INa  e die unauftälligebeitsbedingungen iın den Schulen un: eiıner Veränderung un! vorsichtige Formulierung der Forderung bezeichnen,
der Lehrer-Schüler-Beziehungen. da{fs schon Ende der Grundschule ıne „vorläufigeEın Vergleich der soWjetischen miıt der amerıkanıs  en Entscheidung“ über den weıteren Bildungsweg getroffenBildungspolitik zeıgt für die Grundschule ÜAhnliche Ten- werden solle Demgegenüber 1STt bemerken, da{ß die
denzen: internatıonale Tendenz dahingeht, diese Entscheidung
Der Elementarbildung einschlie{ßlich der Grundschule möglichst spat, jedenfalls nıcht VOL Abschluß der Puber-
ırd immer stärkeres Gewicht innerhalb des Schulsystems Cat. treften.
beigemessen. Diese Akzentuierung kommt auch in der Di1e SPD proklamiert seIit längerem das 1n den melsten
Betonung der inneren Schulretorm ZU Ausdruck (Pro- anderen Ländern (USA, DDR eingeschlossen)bleme der Curriculum-Forschung, Überprüfung der Ef- bereits durchgesetzte System der „Gesamtschule“. Dıie
fizienz VO  w} Lehr- un Lernstrategien n a Grundschule oll einer „Grundstufe der diferenzierten
In verwaltungsmäßiger Hınsicht wırd tür die U)is- Gesamtschule“ Schwartz) ausgebaut werden
kussion in der BRD besonders beachtenswert Zentralı- einer umtassenden „Schule der Kındheit“. Die Grund-
sierung angestrebt, auch 1n Staaten mıiıt einer tradıtionel- schule gylıedert sıch 1n Eıingangsstufe, Grundstufe un:!
len Kulturhoheit der Länder (Z USA) Förderstute. Die AÄufßerung über Lernziele, Didaktik un!

Methodik sınd ebenfalls spärlıch, oll altersangemes-
Welche Tendenzen zeichnen sıch abe mathematisches, naturwissenschaftliches un: tech-

nısches Verständnis geweckt werden: dıe Schülerzahlen
sollen nıcht höher se1ın als ın der Miıttelstufe; indıvıiduali-Nach diesem Blick über die Tenzen kehren WIr ZUr WEeSLT-

deutschen Grundschule zurück: Welche Programme xibt sierende Unterrichtsverfahren sınd bevorzugen; beson-
CI welche Tendenzen zeichnen sıch ab? „Verglichen mıiıt ders betont wırd der Ausbau VO  S Einrichtungen für be-

hinderte Kınder. Die bisherigen Lehrziele werden alsder Vehemenz dieser mehr oder wenıger parallellautfen-
den Entwicklung der biıldungspolitischen Expansıon — „tradıtionell, autorıtär un unreflektiert“ abgelehnt.
scheint der elffach zersplıtterte westdeutsche Autbruch Dıe FDP artıkuliert iıhr schulpolitisches Anliegen 1n bezug

auf die Grundschule kaum Sıe spricht VO'  - einem „gleiten-WI1Ie eın mühseliges, unentschlossenes un: Energien Zer- den Übergang“ ın die„ Phase“ un ordert, da{fß dersplitterndes Autf-der-Stelle-Treten“ Hamm-Brücher,
146.) Von der Reformbedürftigkeit der Grundschule Unterricht VO  a Anfang nach Kern- un: Wahlkursen

1St allerdings heute sowohl ın wissenschaftlichen als auch difterenziert wiırd.
ın politischen Kreıisen überall die Rede Dıie parteipoliti-schen Bestrebungen un Vorstellungen fanden ıhren Nıe- Mehr Schulversuche
derschlag ın schulpolitischen Programmen, wobei beson-
ers auffällt, daß die soz1iale Struktur un der ideologische Die Erprobung der Programme 1n Schulversuchen, die 1n
Hıntergrund der einzelnen Parteiıen 1n den bildungs- den Bildungsreformen des Auslands ine bedeutende
politischen Forderungen besonders deutlich ZUTLage Lreten. Rolle spielt, 1St 1ın der Bundesrepublik bısher noch nıcht
Von allen drei politischen Parteıen wırd War einmütıg weıt gediehen. Das oilt besonders tür dıe Grundschule:
die Forderung nach Chancengleichheit un: Demokrati- „Es esteht be] unls die bedauerliche Neıgung, den An-
sıierung des Bildungswesens erhoben, über die Verwirk- tangsunterricht als theoretisch un praktisch hinreichend
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fundiert anzusehen. Diesbezüglich 1St iINnan 1 Ausland pläne tür die Grundschule“ VO Nordrhein-Westtalen,
keineswegs siıcher; sowohl der Leseunterricht w1e veröffentlicht Oktober 1969 (Richtlinien un Lehr-
der Rechenunterricht sind Gegenstand zahlreicher pläne für dıe Grundschule. Schulversuch in Nordrhein-
Versuche“ (Schulversuche 1n der Bundesrepublık Deutsch- Westtalen. Reihe Die Schule iın Nordrhein-Westfalen.
and un 1m Ausland. Studıen AA europäıischen Schul- Eıne Schriftenreihe des Kultusministers, Heft 40, Wupper-
un Bıldungswesen 27 Hrsg Gesellschaft Z Förde- tal/Ratingen/Düsseldort: Henn 1969), die zunächst
IUuNs Pädagogischer Forschung V Weinheim/Berlin: tür W el Jahre ın 200 Versuchsschulen (von insgesamt
Beltz 196/, 84) Bislang wurde VOTL allem „Symptom- 4000 Grundschulen) erprobt werden.
Therapıe“ betrieben: Versuche mı1t der Einführung Das Fazıt: Die Ursachen des Bildungsnotstandes sınd

heute erkannt, und zwar in Zanz besonderer Weiıse tür dieeiner modernen Fremdsprache 1in der drıtten Klasse (Kas-
sel, Osnabrück, Berlin, Hamburg, Tübingen, Frank- Elementarbildung. Es lıegt nıcht zuletzt 1n der Entschei-
furt/M.); Einriıchtung VO Förderkursen tfür Legastheniker dung der politischen Führung, ob ın der Bundesrepublik
(Berlin) un: einer Beobachtungsgruppe für Linkshänder Deutschland die Priorität des Bıldungswesens durch-
(ebentalls Berlın). Eıne Ausnahme VO dieser „ Flick- gEeSETZT un verwirklicht werden kann oder ob der Rück-

stand weıter wächst.werk-Retorm“ machen die „Rıchtlinien un Lehr-

Kurzinformationen
Eıne biblisch-dogmatische Handreichung ZU Verständnis des kung „der Sendung der Kıiırche 1n der heutiıgen Welt“, die eben

uch den „heutigen Entwicklungen 1n den internationalen Be-priesterlichen Amtes verabschiedeten die deutschen Bischöte aut
iıhrer außerordentlichen Vollversammlung A November ziehungen“ entsprechen mMusse. raft dieser Sendung se1 dıe
W069, die Jetzt Begınn dieses Jahres als Broschüre vorliegt. Kirche „berufen“, der „Gesellschaft eine entscheidende Hıltfe“
(Sonderdruck des Sekretarıiats der deutschen Bischofskonterenz bieten, iındem sS$1e „die Einheit der menschlichen Famillie

stärkt un: rfüullt“ Der Papst berief sıch dabe] auf „Gaudium1M Paulinus-Verlag, Irıer Anlaß des Schreibens bildete
die heutige Diskussion den Gesamtkomplex der Priester- spes” (Abschnitt 42), heißt, da{ß die Kirche, VO  e} jedem
frage MIt al ıhren Komponenten und kritischen Infragestel- „politischen, wirtschaftlichen der gesellschaftlichen System“

abhängig, „kraft ıhrer Universalıtät eın Sanz Band Z7W1-lungen. WDas Anliegen des Schreibens 1St begrenzt, ber grund-
schen den verschiedenen menschlichen Gemeinschaften bilden“legend: die rage, ob CS eın Weihepriestertum SOWI1e priesterliche

Vollmachten un: Aufgaben gebe, soll biblisch-dogmatisch EGa könne. Dıie Papste hätten VOT allem 1ın der etzten Zeit diese
klärt werden. Dabei sucht das als „Handreichung“ deklarierte ıhre Aufgabe immer schärter erkannt, hne „Treıliıch damıt
Schreiben nıcht 1Ur die kirchliche Lehre darzustellen, sondern gebührlich siıch 1ın Bereiche einmiıschen“ wollen, die ıcht in
11 S1€e ausdrücklich begründen. Bischof 'oLk ze1ıgt 1ın seinem iıhre Zuständigkeıt ftallen. Vielmehr gehe der Kirche darum,
azu erschienenen Aufsatz die methodischen und inhaltlichen die „Achtung VOT den Grundprinzipien des bürgerlichen und
Voraussetzungen des Schreibens auf (vgl „Publık“, 70) internatiıonalen Lebens, die Gerechtigkeıit gegenüber allen, die

Zusammenarbeit 7zwıschen allen Völkern fördern“, MI1t eiınemDie grundlegende methodische Voraussetzung se1 die „Kirch-
ichkeit“ der Schriftauslegung, Schriftauslegung geschehe Wort, beizutragen friedlichen Bemühen Verwirklichung
immer 1n der Kıirche und durch die Kırche, Ja iıhr Selbstvollzug des Allgemeinwohls. So stehe auch iıhre diplomatische Tätigkeit

Zanz 1m „Dienst des Friedens“, des inneren, 1n den verschie-gehe ebenfalls 1n diese Auslegung MIt hinein, WE auch ımmer
als geschichtlich bedingter un! dadurch grundsätzlich ımmer denen natiıonalen Gemeinschaften, w1e des außeren, internatı0-
auch überholbarer Selbstvollzug. S50 diese Geschicht- nalen. Auft dem ersten Gebiet erstrecke sıch die Hılte der
ıchkeit der Kırche immer uch zugleich Identität miıt siıch selbst Kirche aut den „‚Abbau des Ego1smus, des Hochmutes, der

Rivalitäten, Überwindung der Ungerechtigkeiten; auf demund damıit einen Zusammenhang ıhrem bleibenden Ur-
SPrung, Christus, VOTAaUs. Dieser Zusammenhang miıt Christus 7zweıten auf die Ausmerzung jeder Art VO:  - Streitigkeiten Z7W1-
als dem einzıgen un! etzten Hohenpriester und seiner Sendung schen den Völkern. S1e dem Papst; ıcht NUr „tejerliche,

ber reıin theoretische Prinzipienerklärungen“ abzugeben, SOM-und Bevollmächtigung se1 unaufgebbar. Der spezifische Sen-
dungsauftrag Christı begründe uch das Apostolat, das zunächst dern auch „konkret für den Frieden intervenıeren,
1NUur als „lehren“ nd „leiten“ 1mM bezeugt 1St. Dıie etrikt zwischen den Zzerstrıttenen Parteıjen selbst“. Das gleiche gelte
sacerdotal-Rkultische Aufgabe des Priesters se1 W arlr 1n der Schrift VO'  ; der Mitarbeit der Kirche 1n den internationalen Organısa-

tiıonen. Dabe1i werde S1Ee ıcht VO  e} „Profit- der Machtgedanken“ıcht ausdrücklich ausSgeSagtl, könne ber VO der Einheit der
Ämter Christı un se1ines Heilswirkens nıcht geleitet, sondern möchte dem Frieden un der internationalen
werden. Der geforderte Zusammenhang se1 daher zein bloß Gerechtigkeit dienen. Abschließend riet der apst alle 2a7Zzu auf,
zeıtlicher, sondern 1in der Einheit der Ämter Christiı begründet, das „Unmögliche versuchen“, eine „furchtbare Tragödie“
der als Hırt Lehrer un: als Lehrer Priester se1. Diese Einheıt ın Bıatra verhindern (vgl ds Heft, 65
der Ämter Christi un seines Heilswirkens musse daher uch
als der ıinnere Grund tür dıe Legitimität der Ausbildung der e1It Neujahr 19/70Ö lıegt der Vertrag A0 Gründung der „Nord-
kultischen Funktion des Priesters iın apostolischer un: nach- elbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche“ 1M Druck VOT,
apostolischer Zeıt angesehen werden. Wır werden auf das 22 Januar fand für Hamburg die Lesung ber den

Zusammenschlu{fß der Landeskırchen Hamburg, Lübeck, Schles-Sé1reiben noch ausführlich zurückkommen.
wıig-Holstein, Eutın und den hannoverschen Kirchenkreıs

In der diesjährıgen Ansprache das diplomatische Korps VO Hamburg-Harburg. Nachdem Jahre vergeblich verhandelt
Januar 1970 („Usservatore Romano“, 70) suchte worden War, brachte Bischof Woölber 1n Wwe1l Jahren das

der Papst die diplomatische Tätıgkeit des Vatikans begrün- „Modell“ einer Überwindung des landeskirchlichen Partikula-
den un: iıhr zel anzugeben. Ist diese Tätigkeıt, fragte C r1SmMus AA 1e] (epd, un „Lutherische Monatshefte“,
„dem Wesen und 1el der Kirche nıcht völlıg fremd“? „Läuft Januar 1157A0} 1—1 An die Stelle VO Jer Synoden, ahl-
S1e ıcht Gefahr, die Kirche den zeitlichen Institutionen un reichen Bischöfen, 1er Kirchenleitungen und vier Landeskır-

chenämtern trıtt künftig e1ne Synode tür die Trel Spren-Organısatıonen gleichzustellen, miıt denen S1e ıcht verwechselt
werden annn och darft?“ Der apst verstand S$1e als Auswiır- ze. Grofß-Hamburg, Holstein-Lübeck un Schleswig, mıt el
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